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Trotz Aufschwung: Einkommens- 
ungleichheit geht nicht zurück.  
WSI-Verteilungsbericht 2015

Die deutsche Konjunktur befindet sich seit einigen Jahren im Aufwind. Die Erwerbs- 
beteiligung hat ein Rekordniveau erreicht, und zumindest in den letzten Jahren sind  
auch die Löhne und Gehälter real angestiegen. Trotzdem gehen weder die Einkommens- 
ungleichheit noch die Armutsquoten zurück. Der diesjährige WSI-Verteilungsbericht  
belegt, dass der Aufschwung längst nicht alle erreicht hat.1

DOROTHEE SPANNAGEL

1. Einleitung

Deutschland ist besser durch die Wirtschafts- und Finanz-

krise gekommen als die meisten europäischen Länder und 

erlebt seit einigen Jahren einen deutlichen konjunkturellen 

Aufschwung. Die Erwerbstätigkeit ist auf Rekordniveau, und 

auch die Reallöhne sind zuletzt angestiegen. Dennoch, das 

zeigt der diesjährige WSI-Verteilungsbericht, geht die Ein-

kommensungleichheit nicht zurück. Sie ist vielmehr am 

aktuellen Rand wieder leicht angestiegen. Offensichtlich 

können nicht alle Bevölkerungsschichten gleichermaßen 

von dem konjunkturellen Aufschwung profitieren. Dies auf-

zuzeigen und die Gründe dafür zu analysieren, ist Anliegen 

dieses Verteilungsberichts.2

Der Bericht gliedert sich in fünf Teile: In Abschnitt 2 

werden Ansätze zur Messung von Armut, Reichtum und 

Ungleichheit diskutiert. Der Schwerpunkt liegt dabei auf 

Konzepten der Armutsforschung sowie auf Ansätzen zur 

Erfassung von Spitzenreichtum. Abschnitt 3 stellt Eckda-

ten zur gesamtwirtschaftlichen Lage dar. Anschließend 

werden die Entwicklungen der funktionellen Einkom-

mensverteilung analysiert (4). Die Frage, wie sich Armut, 

Reichtum und Ungleichheit entwickelt haben, steht im 

Zentrum des fünften Abschnitts (5). Daran schließt sich 

die zusammenfassende Bewertung und Diskussion der 

Ergebnisse an (6).

2.  Die Messung von Einkommen,  
Armut und Reichtum

Die folgende Analyse stützt sich in weiten Teilen auf die Da-

ten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), das trotz aller 

Beschränkungen (siehe 2.2) eine unverzichtbare Datenquel-

le darstellt. Das SOEP ist eine seit 1984 (in Westdeutschland) 

bzw. 1990 (in Ostdeutschland) jährlich durchgeführte reprä-

sentative Panelerhebung. Themenschwerpunkte sind unter 

anderem das Einkommen, die Erwerbssituation und die 

soziale Lage der befragten Haushalte und Personen (für 

weitere Informationen zum SOEP siehe Wagner et al. 2008). 

Die Einkommensangaben im Verteilungsbericht beziehen 

sich auf die verfügbaren Jahreseinkommen eines Haushalts 

im Jahr vor der jeweiligen Befragung. Die neuesten Daten, 

die derzeit zur Verfügung stehen, sind die der Befragungs-

welle von 2013. Die aktuellsten Einkommensdaten beziehen 

sich dementsprechend auf das Jahr 2012.

1 Für die Unterstützung beim Erstellen dieses Berichts, ins-

besondere bei der Aufbereitung der Daten, geht mein 

herzlicher Dank an Patrick Motté.

2 Eine ausführlichere Version des Verteilungsberichts ist als 

WSI-Report publiziert (Spannagel 2015).
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Wenn im Folgenden im Verteilungsbericht von Reich-

tum und Armut die Rede ist, beziehen sich diese Begriffe 

ausschließlich auf das Einkommen. Sie werden, wie es in 

der Forschung üblich ist, relativ zur Gesamtverteilung der 

verfügbaren Einkommen definiert. Als Bezugsgröße wird 

das Medianeinkommen verwendet.3 Als einkommensarm 

wird definiert, wer in einem Haushalt lebt, dem weniger 

als 60 % dieses Medianeinkommens zur Verfügung stehen. 

Diese Armutsgrenze lag im Jahr 2012 für einen Einper-

sonenhaushalt bei rund 1.000 € netto im Monat bzw. für 

eine Familie mit zwei Kindern unter 14 Jahren bei etwa 

2.100 € monatlich. Für Einkommensreichtum wird die 

Grenze bei dem Doppelten des mittleren Einkommens 

gezogen. Im Jahr 2012 war dies für einen Einpersonen-

haushalt ein verfügbares Einkommen von etwa 3.300 € 

pro Monat und für eine Familie mit zwei Kindern unter 

14 Jahren rund 6.900 €. Diese 200%-Schwelle hat sich in 

der Forschung zur Abgrenzung von Einkommensreich-

tum etabliert (siehe etwa BMAS 2013) und wird deshalb 

auch in diesem Bericht verwendet – auch wenn man si-

cherlich hinterfragen kann, ob ab einem solchen Wert 

bereits von Einkommensreichtum die Rede sein sollte. 

Zur Klarstellung: Die im Verteilungsbericht analysierten 

Daten zu Einkommensreichtum beziehen sich auf das 

breite untere Ende und nicht auf die Spitze des Einkom-

mensreichtums. Dennoch: Mit der Gruppe der Einkom-

mensreichen nach der 200%-Grenze lässt sich sehr wohl 

eine ganz zentrale Facette sozialer Ungleichheit erfassen. 

Schon mit einem solchen Einkommen sind in Deutsch-

land viele Aspekte einer überdurchschnittlich guten so-

zialen Lage verknüpft.

2.1 Die Erfassung von Einkommen

Der nachfolgenden Analyse seien ein paar methodische 

Anmerkungen vorausgeschickt: Die verfügbaren Haus-

haltseinkommen umfassen die Nettoeinkommen aller 

Haushaltsmitglieder, also die Einkommen nach Abzug von 

Steuern und Sozialbeiträgen, inklusive Transferzahlungen 

wie etwa Rentenbezüge, Kinder- oder Arbeitslosengeld. 

Um Einkommensvorteile durch selbstgenutztes Wohnei-

gentum zu berücksichtigen, wurden außerdem die fiktiven 

Mieteinnahmen einer selbstgenutzten Wohnung über die 

sogenannte „imputed rent“ berücksichtigt. Diese Einkom-

mensdaten wurden dann in zwei Schritten aufbereitet: 

Zunächst wurden diese mithilfe des Verbraucherpreisin-

dizes des Statistischen Bundesamtes inflationsbereinigt. 

Im Ergebnis erhält man standardisierte Werte, die über 

die Jahre hinweg verglichen werden können. Im vorlie-

genden Bericht sind alle Einkommensdaten in Preisen von 

2010 angegeben. Zudem müssen für die Vergleichbarkeit 

der Einkommen unterschiedliche Haushaltsgrößen und 

Haushaltszusammensetzungen berücksichtigt werden. 

Mithilfe der „neuen OECD-Skala“ wurden die Einkommen 

deshalb um die Einsparungen durch gemeinsames Wirtschaf-

ten bereinigt. Bei dieser Skala wird die erste erwachsene 

Person in einem Haushalt mit einem sogenannten Äqui-

valenzgewicht von 1,0 berücksichtigt. Weiteren Haushalts-

mitgliedern über 14 Jahren wird der Wert 0,5, Kindern ein 

Wert von 0,3 zugeordnet. Die über verschiedene Haus-

haltstypen vergleichbaren Einkommen erhält man, wenn 

man das verfügbare Haushaltseinkommen durch die Sum-

me der Äquivalenzgewichte aller Haushaltsmitglieder teilt. 

Die „Äquivalenzgewichtung“ trägt der Tatsache Rechnung, 

dass größere Haushalte zwar grundsätzlich höhere Aus-

gaben für Strom, Wasser, Nahrungsmittel etc. haben, sich 

aber auch Einsparungen ergeben, da auch solche Haus-

halte etwa nur einen Kühlschrank oder nur einen Telefon-

anschluss benötigen. Das hier nur knapp skizzierte Ver-

fahren zur Aufbereitung von Einkommensdaten ist, 

obgleich seit Jahren etabliert, schon seit einiger Zeit Ge-

genstand kontroverser Diskussionen.

2.2 Die Erfassung von Spitzenreichtum

Wie schon in Abschnitt 2.1 aufgezeigt, ist die Erhebung und 

Berechnung von Einkommensdaten grundsätzlich sehr 

komplex. Zu Recht gilt das Thema Einkommen in Umfragen 

wie dem SOEP als äußerst sensibel (vgl. hierzu auch Unger 

et al. 2013, S. 56ff.). Die Befragten machen überdurch-

schnittlich oft ungenaue, meist zu niedrige, Angaben: sei es 

aus Unkenntnis, sei es bewusst. Die Untererfassung von 

Einkommen betrifft dabei weniger die Einkommensmitte 

oder das untere Ende der Verteilung. Vor allem geht es um 

hohe und sehr hohe Einkommen. Personen, die über solche 

Einkommen verfügen, sind in Umfragen generell schwer 

repräsentativ zu erfassen. Damit wird auch das Ausmaß der 

Ungleichheit tendenziell untererfasst. Dass sehr reiche Per-

sonen etwa im SOEP nur unzureichend vertreten sind (Bach 

et al. 2009), ist aber vor allem problematisch, weil Reichtum, 

insbesondere Spitzenreichtum, immer noch eine empirisch 

weitgehend unbekannte Größe ist. Dies gilt umso mehr für 

Vermögensreichtum.

Wir wissen bis heute kaum etwas darüber, wie die Spit-

ze des Einkommens- und Vermögensreichtums aussieht, an 

der sich sehr große ökonomische, soziale, aber auch politi-

sche Macht konzentriert. Allerdings hat Piketty (2014) mit 

seinem internationalen Bestseller „Das Kapital im 21. Jahr-

hundert“ dazu beigetragen, dass die oberste Spitze der Ein-

kommens- und Vermögensverteilung endlich stärker in den 

Blick genommen wird. Zudem gibt es aktuell in der For-

schung erste Ansätze, den Spitzenreichtum in Deutschland 

zu erfassen. Eine wichtige neue Datengrundlage hierfür ist 

der Household Finance and Consumption Survey (HFCS) 

(vgl. etwa Bach et al. 2015). Unter Verantwortung der 

3 Das Medianeinkommen ist das Einkommen, das genau in 

der Mitte liegt, wenn man alle Einkommen der Größe 

nach anordnet. 2012 lag dieses für einen Einpersonen-

haushalt bei einem verfügbaren Jahreseinkommen von 

etwa 20.000 €.
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Europäischen Zentralbank erheben die nationalen Zentral-

banken für den Household Finance and Consumption Sur-

vey (HFCS) Daten zur Vermögenssituation, zu Konsum-

strukturen, Schenkungen und Erbschaften von Haushalten. 

Außerdem greift die Forschung zunehmend auch auf un-

konventionelle Datenquellen zurück wie etwa die diversen 

„Global Wealth Reports“ großer Banken (etwa Allianz 2015; 

Capgemini/RBC Wealth Management 2015; Credite Suisse 

2015). Westermeier und Grabka (2015) etwa verwenden die 

Reichtumslisten des Forbes-Magazins als Basis für eine 

Schätzung der Top-Vermögenden in Deutschland. Sie er-

mitteln, dass sich etwa 15 % des gesamten Privatvermögens 

allein auf die obersten 0,1 % der Deutschen konzentrieren. 

Auch die Verwendung von Steuerdaten4 gewinnt immer 

mehr an Bedeutung (Drechsel-Grau et al. 2015).

Der dringende Bedarf an gesicherten Erkenntnissen 

über die „Superreichen“ ist inzwischen auch in der deut-

schen Politik angekommen. So hat die Bundesregierung 

für ihren fünften Armuts- und Reichtumsbericht, der vo-

raussichtlich Mitte 2016 erscheinen wird, ein Gutachten 

zu den Hochvermögenden in Auftrag gegeben. Dieser neue 

Fokus ist bemerkenswert, war doch der erste Bericht der 

Bundesregierung aus dem Jahr 2001 im Wesentlichen nur 

ein Armutsbericht: In dem über 200 Seiten starken Bericht 

ging es auf nicht mal zehn  Seiten um Reichtum (BMAS 

2001).

2.3 Relative und absolute Armutskonzepte

Die gängige Praxis, Armut anhand der 60 %-Grenze zu mes-

sen, ist aktuell stark in der Diskussion. Im März dieses Jah-

res antwortete die Arbeits- und Sozialministerin Andrea 

Nahles, in deren Zuständigkeitsbereich auch der Armuts- 

und Reichtumsbericht fällt, in einem Interview mit der Süd-

deutschen Zeitung auf die Frage nach der Bedeutung der 

60 %-Armutsgrenze: „Der Ansatz führt leider schnell in die 

Irre. […] Es ist eine relative Größe, die die Einkommens-

spreizung zeigt, aber nicht die absolute Armut“ (Süddeut-

sche Zeitung vom 27.03.2015, S. 22). Es stimmt, dass eine 

solche relative Definition – im Gegensatz zum Konzept der 

absoluten Armut – nicht das physische Existenzminimum 

in den Blick nimmt. Sie bezieht sich vielmehr auf das sozio-

kulturelle Existenzminimum einer Person und damit auf 

deren soziale Teilhabe. Genau deswegen aber gilt bei Armut 

in einem reichen Land wie in Deutschland: arm ist nicht 

nur, wer nicht genug zum Überleben hat, sondern arm ist 

auch, wer aufgrund mangelnder finanzieller Ressourcen aus 

Teilbereichen der Gesellschaft ausgeschlossen ist.5 Die Eu-

ropäische Union (EU) hat dies schon früh erkannt und 

definiert bereits seit 1984 (!) jene Einzelpersonen, Familien 

und Personengruppen als arm, „die über so geringe (öko-

nomische, kulturelle und soziale) Mittel verfügen, dass sie 

von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mit-

gliedstaat, in dem sie leben, als Minimum annehmbar ist“ 

(Europäischer Rat 1984). Der Bezugspunkt für Armut ist 

soziale Teilhabe. Und das Ziel von Armutsbekämpfung 

muss es sein, die Armen gänzlich in unsere Gesellschaft zu 

integrieren, nicht nur deren reines Überleben zu sichern. 

Davon, dass die 60 %-Grenze in die Irre führt, kann also 

nicht die Rede sein.

3.  Gesamtwirtschaftliche  
Rahmenbedingungen

Die Einkommensverteilung und ihre Differenzierung werden 

maßgeblich geprägt vom gesamtwirtschaftlichen Trend. Ins-

besondere die Entwicklung der Primäreinkommen wird nur 

vor diesem Hintergrund verständlich. Ein Blick auf die jüngs-

ten Daten zeigt: Die deutsche Konjunktur hat sich in den 

letzten Jahren trotz ungünstiger globaler Rahmenbedingun-

gen und der andauernden Konjunkturschwäche im Eu-

roraum gut entwickelt. Auch von der Wirtschafts- und Fi-

nanzkrise hat sich Deutschland vergleichsweise schnell erholt. 

2009 – auf dem Höhepunkt der Krise – betrug der Einbruch 

5,6 %. Doch schon im Folgejahr wuchs das Bruttoinlands-

produkt (BIP) wieder um 4,1 %. Am aktuellen Rand lag der 

Zuwachs bei einem Plus von 1,6 % (Tabelle 1). Diese positive 

Entwicklung der letzten Jahre ist dabei vor allem von der 

Inlandsnachfrage getragen und von einem positiven Trend 

auf dem Arbeitsmarkt angetrieben und sie wird sich voraus-

sichtlich fortsetzen (Horn et al. 2015, S. 13).

Infolge des guten Konjunkturverlaufs hat sich auch der 

Arbeitsmarkt in den letzten Jahren erfreulich entwickelt. 

Während in den allermeisten europäischen Ländern die 

Arbeitslosenzahlen im Zuge der Krise nach oben schossen 

und seither auf hohem Niveau verharren, stieg in Deutsch-

land die Zahl der Erwerbslosen krisenbedingt nur kurz-

fristig an. Der deutsche Arbeitsmarkt erholte sich zudem 

deutlich früher und deutlich schneller als die Arbeitsmärk-

te im übrigen Europa. Betrachtet man die längerfristige 

Perspektive, ergibt sich folgendes Bild: Seit Beginn der 

1990er Jahre hat sich die Erwerbslosenquote innerhalb von 

nur 15 Jahren, ausgehend von 5,3 % im Jahr 1991, fast 

verdoppelt (Abbildung 1). Lediglich zwischen 1997 und 

2001 kam es zu einem Rückgang. Seit 2005 hat sich der 

Arbeitsmarkt dann deutlich erholt, die Erwerbslosigkeit 

ist kontinuierlich gesunken. Erfreulicherweise liegt dies 

4 Etwa die World Top Incomes Database von Alvaredo et al. 

(o.J.)

5 Ein weiteres Argument, das man oft als Kritik an diesem 

relativen Armutskonzept hört, kann entkräftet werden: 

dass es bei einer solchen Definition immer Arme gebe, 

ganz gleich, wie hoch das mittlere Einkommen auch sei. 

Wenn bei einem Anstieg der mittleren Einkommen die 

Einkommen der Armen überdurchschnittlich anwachsen, 

kann die relative Armutsquote auch fast komplett gegen 

null gehen (Wagner 2015).
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zumindest in den letzten Jahren auch an einem Zuwachs 

der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Zuge-

nommen hat dabei neben der Vollzeiterwerbstätigkeit ins-

besondere die Teilzeitarbeit. Die ausschließlich geringfügi-

ge Beschäftigung (Minijobs) ist zunächst steil angestiegen, 

betrifft aber seit einigen Jahren konstant etwa 5 Mio. Per-

sonen (Horn et al. 2015, S. 21). Gleichzeitig hat aber auch 

bis Mitte der 2000er Jahre der Anteil der atypisch bzw. 

prekär Beschäftigten stark zugenommen. Im Jahr 2014 lag 

die Erwerbslosenquote bei 4,7 % und hat damit einen Tief-

stand erreicht. Der Anstieg der Erwerbsbeteiligung verteilt 

sich allerdings nur ungleich über die Bevölkerungsschich-

ten: Es waren vor allem die oberen Einkommensgruppen, 

die von der sinkenden Erwerbslosigkeit profitieren konn-

ten; bei den untersten 10 % der Einkommensbezieher hin-

gegen hat sich die Erwerbsbeteiligung seit 2005 kaum 

verändert (Goebel et al. 2015, S. 577).

Die vergleichsweise positive Entwicklung auf dem Ar-

beitsmarkt hat sich auch in der Zahl der Arbeitslosengeld-

II-Empfänger niedergeschlagen. Hier sind seit der Einfüh-

rung des Arbeitslosengeldes II (ALG II, auch „Hartz IV“ 

genannt) im Jahr 2005 die Empfängerzahlen rückläufig.6 

Im Jahr 2006 bezogen 11,1 % der Deutschen im erwerbs-

fähigen Alter (15 bis 65 bzw. 67 Jahre) Leistungen nach 

dem Sozialgesetzbuch, Zweites Buch (SGB II), also Ar-

beitslosengeld II bzw. Sozialgeld.7 2015 waren es 9,5 %. 

Diese Entwicklung darf jedoch nicht darüber hinwegtäu-

schen, dass es ein stabiles Segment von Personen gibt, die 

seit der Einführung von ALG II diese Leistung dauerhaft 

beziehen, was ein deutlicher Ausdruck verfestigter Lang-

zeitarbeitslosigkeit ist.

4. Funktionelle Einkommensverteilung

Die gute konjunkturelle Entwicklung hat sich zumindest in 

den letzten Jahren auch in den Löhnen und Gehältern nie-

dergeschlagen. Nachdem die Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer in der ersten Dekade der 2000er Jahre fast 

durchgehend reale Lohneinbußen hinnehmen mussten 

(Tabelle 2; vgl. auch Brenke/Grabka 2011), steigen die realen 

(preisbereinigten) Löhne und Gehälter seit 2010 wieder an. 

Zuletzt, das heißt im Jahr 2014, lag der Anstieg gegenüber 

dem Vorjahr immerhin bei 1,8 %.

Gesamtwirtschaftlich betrachtet ist allerdings langfristig, 

d.h. seit Beginn der 1990er Jahre, der Anteil der Arbeitneh-

mereinkommen am Volkseinkommen insgesamt rückläufig 

(Tabelle 3). Der stärkste Rückgang der Lohnquote fand An-

fang der 2000er Jahre statt: Im Jahr 2000 lag die Quote bei 

72,5 %; 2007 waren es dann nur noch 65,1 %. Doch schon 

2009 lag der Wert wieder bei 69,8 %. Am aktuellen Rand 

liegt die Lohnquote stabil bei knapp 70 %, der deutliche 

Rückgang in den 2000er Jahren konnte damit bislang noch 

nicht ausgeglichen werden.

ABB. 1

Entwicklung der Erwerbslosigkeit, 1991 – 2014

Angaben in Prozent*

*Anteil der Erwerbslosen an allen Erwerbspersonen. Erwerbslose sind nach dem ILO-Konzept definiert.

Quelle: http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/zr_deutschland.html;

Darstellung der Autorin.
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5,3 %

7,2 %

4,7 %

10,3 %

6 Vgl. statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/Aktu-

ell/iiia7/zr-laender-struktur-rev/zr-laender-struktur-rev-d-

0-xls.xls (letzter Zugriff 16.10.2015).

7 Sozialgeld wird an Menschen im nicht-erwerbsfähigen Al-

ter gezahlt, die mit Personen zusammenleben, die Arbeits-

losengeld II beziehen. Meistens sind dies Kinder.

TABELLE 1

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts*, 

2000 – 2014

Angaben in Prozent

Jahr Änderung des BIP

2000 + 3,0

2001 + 1,7

2002 0,0

2003 – 0,7

2004 + 1,2

2005 + 0,7

2006 + 3,7

2007 + 3,3

2008 + 1,1

2009 – 5,6

2010 + 4,1

2011 + 3,7

2012 + 0,4

2013 + 0,3

2014 + 1,6

* Veränderung des preisbereinigten BIP gegenüber  
dem Vorjahr.

Quelle: Destatis, VGR (2014).
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Diese Entwicklung kommt auch spiegelbildlich in der Ent-

wicklung der Arbeitseinkommen einerseits und der Gewinn- 

und Vermögenseinkommen anderseits zum Ausdruck. Ins-

gesamt sind, wie Abbildung 2 zeigt, die Arbeitseinkommen 

seit Beginn der 1990er Jahre kontinuierlich angestiegen. Vor 

allem in den letzten fünf Jahren haben sie sich positiv entwi-

ckelt. Alles in allem stiegen sie im hier dargestellten Zeitraum 

um etwas mehr als 73 Prozentpunkte. Die Gewinneinkommen 

und die Arbeitnehmerentgelte entwickelten sich dabei zu-

nächst noch parallel, zwischen 2003 und 2007 schossen Ers-

tere dann aber um fast 60 Prozentpunkte in die Höhe. Als 

Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise gingen sie in den Jah-

ren 2008 und 2009 deutlich zurück, der Rückgang war aber 

bereits 2010 wieder ausgeglichen. Damit sind die Gewinnein-

kommen im gesamten Zeitraum insgesamt stärker gestiegen 

als die Arbeitnehmerentgelte. Der Anteil des Arbeitseinkom-

mens am gesamten Volkseinkommen ist seit Beginn der 

1990er Jahre insgesamt zurückgegangen. Interessant ist nun, 

wie sich diese Entwicklung auf die Ungleichverteilung der 

verfügbaren Einkommen der Haushalte ausgewirkt hat.

5. Einkommensungleichheit

Die gestiegenen Erwerbsquoten und die realen Zuwächse 

bei den Löhnen und Gehältern haben sich auch in den 

verfügbaren Haushaltseinkommen niedergeschlagen (Goe-

bel et al. 2015, S. 576). Diese sind seit den 1990er Jahren 

real angestiegen. Einen deutlichen Einbruch gab es lediglich 

zu Beginn der 2000er Jahre. Das mittlere Jahreseinkommen 

(Median) lag für Einpersonenhaushalte zu Beginn der 

1990er Jahre inflationsbereinigt bei etwas über 18.000 €; die 

Höchstwerte im Untersuchungszeitraum lagen in den Jah-

ren 2009/2010 bei einem verfügbaren Jahreseinkommen 

von knapp über 20.000 €. Aktuell liegt das Medianeinkom-

men, in Preisen von 2010, bei rund 19.800 € (Spannagel 

2015).

5.1 Entwicklung der Einkommensungleichheit

Die in den letzten Jahren gestiegenen Haushaltseinkommen 

haben jedoch nicht dazu geführt, dass die Einkommensun-

gleichheit sinkt. Das wird in Abbildung 3 an den Werten des 

Gini-Koeffizienten deutlich. Der Gini-Koeffizient gibt an, 

wie ungleich die Einkommen verteilt sind. Dabei gilt: Je 

höher der Wert des Gini-Koeffizienten, desto höher die 

Einkommensungleichheit.

Schon auf den ersten Blick erkennt man, dass die Un-

gleichverteilung der Haushaltseinkommen seit Beginn der 

1990er Jahre stark zugenommen hat. Die erste Hälfte dieses 

Jahrzehnts ist dabei noch von einem vergleichsweise mode-

raten Anstieg gekennzeichnet. Mitte dieses Jahrzehnts ist die 

Einkommensungleichheit sogar leicht rückläufig. Mit dem 

Jahr 1999 steigt die Konzentration der Einkommen dann aber 

geradezu sprunghaft an. Angetrieben wird diese Zunahme 

vor allem durch die wachsende Bedeutung von Kapitalein-

kommen (Schmid/Spannagel 2015). Im Jahr 2005 erreicht 

die Einkommensungleichheit ihren bisherigen Höhepunkt. 

Danach scheint der Anstieg der Ungleichheit gebremst. Zwi-

schen 2005 und 2010 geht die Konzentration der Einkommen 

sogar leicht zurück. Auch diese Entwicklung wird insbeson-

dere von den Vermögenseinkommen angetrieben: Diese sind, 

TABELLE 2

Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter*, 

2000 – 2014

Angaben in Prozent

Jahr Änderung zum Vorjahr

2000 – 0,4

2001 + 0,3

2002 0,0

2003 + 0,1

2004 – 1,1

2005 – 1,3

2006 – 0,8

2007 – 0,9

2008 – 0,2

2009 – 0,4

2010 + 1,4

2011 + 1,3

2012 + 0,8

2013 + 0,6

2014 + 1,8

*Veränderung der inflationsbereinigten Bruttolöhne und -Gehälter je Arbeit-
nehmer gegenüber dem Vorjahr.

Quelle: Destatis, WSI-Tarifarchiv (2014).

ABB. 2

Entwicklung der Arbeitnehmerentgelte und Gewinneinkommen, 1991 – 2014

Angaben in Prozent*

        Arbeitnehmerentgelte                  Unternehmens- und Vermögenseinkommen

*Veränderung der Arbeitnehmerentgelte und Unternehmens- bzw. Vermögenseinkommen gegenüber

dem Basisjahr 1991 (1991 = 100 %).

Quelle: VGR; Berechnungen des WSI, Darstellung der Autorin.
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krisenbedingt, in diesem Zeitraum rückläufig (Horn et al. 

2014). Aktuell steigt die Einkommensungleichheit wieder 

etwas an. Im Jahr 2012 ist die Konzentration der Einkommen 

fast wieder auf dem Niveau von 2005. Ob hinter dieser Ent-

wicklung am aktuellen Rand ein erneuter Anstiegstrend steht, 

lässt sich aktuell noch nicht abschätzen.

Der Aufschwung ist nicht in allen Bevölkerungsschich-

ten gleichermaßen angekommen, sondern verteilt sich 

höchst ungleich. So sind in den letzten 15 Jahren die Ein-

kommenszuwächse im obersten Einkommensdezil weit 

überdurchschnittlich. Bei den unteren 40 % der Einkom-

mensbezieher hingegen waren die verfügbaren Einkommen 

rückläufig. Selbst im fünften Dezil – und damit in der Mit-

te der Bevölkerung – sind die Einkommen unter Berück-

sichtigung der Inflation seit dem Jahr 2000 insgesamt ledig-

lich konstant geblieben (Goebel et al. 2015, S. 576f.).

EU-weit liegt der Gini-Koeffizient 2012 im Durch-

schnitt bei etwas über 0,3 Punkten. Im europäischen Ver-

gleich ist die Einkommensungleichheit in Deutschland 

damit leicht unterdurchschnittlich. Der Verlauf der Un-

gleichheit ähnelt in vielen europäischen Ländern der deut-

schen Entwicklung (OECD 2015). Allerdings fällt in 

Deutschland der Anstieg der Ungleichheit zu Beginn der 

2000er Jahre am stärksten aus. Am niedrigsten liegt der 

Gini-Koeffizient in Europa mit etwas weniger als 0,23 

Punkten in Norwegen. Die höchste Konzentration der 

Einkommen herrscht in Lettland. Hier liegt der Gini-Ko-

effizient bei knapp 0,36.8 

5.2  Einkommensarmut und  

Einkommensreichtum

Hinter dem Verlauf der Einkommensungleichheit steht die 

Entwicklung von Armut und Reichtum. In den Jahren, in 

denen der Gini-Koeffizient ansteigt, steigen meist sowohl 

die Armuts- als auch die Reichtumsquote. Insgesamt ist in 

den letzten Jahrzehnten der Anteil der Personen am unteren 

wie auch am oberen Ende der Einkommensverteilung grö-

ßer geworden. Das wird in Abbildung 4 ersichtlich.

Zunächst zu den Personen, deren verfügbares Haus-

haltseinkommen über dem Doppelten des mittleren Ein-

kommens liegt, die hier entsprechend der begrifflichen 

Konvention der Verteilungsforschung als Einkommensrei-

che bezeichnet werden: Ihr Anteil hat sich zwischen 1991 

und 2012 um 2,5 Prozentpunkte von 5,6 auf über 8 % erhöht 

und zwar vor allem zu Beginn der 1990er Jahre sowie zwi-

schen 2001 und 2006. Rückläufig sind die Reichtumsquoten 

lediglich zwischen 2005 und 2009. Seitdem nimmt der An-

teil der Reichen wieder zu und liegt 2011 wie auch 2012 mit 

über 8 % auf einem Rekordniveau. Ein detaillierterer Blick 

auf diese Entwicklung zeigt, dass die entscheidenden Ver-

änderungen dabei vor allem an der Spitze der Verteilung 

stattfinden (Spannagel 2015).

Der Blick auf die Entwicklung der Armut –  gemessen 

als der Anteil der Personen, die in ihrem Haushalt weniger 

als 60 % des mittleren Einkommens zur Verfügung haben 

– ergänzt dieses Bild: Hier fällt vor allem der kontinuierliche 

Anstieg zwischen 1998 und 2009 auf. In diesen Jahren steigt 

die Zahl der von Armut betroffenen Menschen um fast fünf 

Prozentpunkte von rund 10,4 % auf über 15 %. Das bedeu-

tet: Im Jahr 2010 lebt mehr als jeder sechste Deutsche in 

Armut. Das entspricht etwa 12,5 Mio. Personen. Am aktu-

ellen Rand liegt die Armut konstant bei rund 14,4 %. Diese 

Zahlen zeigen, dass die Armut in Deutschland in den letz-

ten Jahren trotz guter konjunktureller Lage und steigender 

Erwerbstätigkeit nicht zurückgegangen ist. Insbesondere 

alte Menschen und Arbeitslose sind zunehmend von Armut 

betroffen (Spannagel/Seils 2014). Europaweit liegen die Ar-

mutsquoten im Jahr 2012 zwischen 9,6 % in der Tschechi-

schen Republik und 23,1 % in Griechenland. Deutsch-

8 Vgl. http://ec.europa.eu/eurostat/de/data/database, Variab-

le tessi190 (letzter Zugriff 16.10.2015).

TABELLE 3

Entwicklung der Lohnquote*, 1991 – 2014

Angaben in Prozent

Jahr Bereinigte Lohnquote

1991 69,9

1992 71,3

1993 72,1

1994 71,5

1995 71,4

1996 71,1

1997 70,5

1998 70,5

1999 71,6

2000 72,5

2001 71,7

2002 71,9

2003 72,0

2004 69,0

2005 68,2

2006 65,8

2007 65,1

2008 66,8

2009 69,8

2010 68,1

2011 67,4

2012 69,1

2013 69,3

2014 69,1

* Anteil des Arbeitnehmerentgelts am Volkseinkommen. 
Die bereinigte Lohnquote berücksichtigt den Wandel der  
Erwerbstätigenstruktur.

Quelle: VGR, Berechnungen des WSI.
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Lebensbedingungen aller Menschen nieder. Es scheint hier 

vielmehr eine Polarisierung stattzufinden.

Die Wirtschafts- und Finanzkrise von Mitte bis Ende der 

2000er Jahre hat die Haushalte an der Spitze der Verteilung 

nicht nachhaltig betroffen; von dem darauf folgenden der-

zeitigen wirtschaftlichen Anstieg können die ärmeren Bevöl-

kerungsgruppen nur eingeschränkt profitieren. Hier zeigt 

sich eine bedenkliche Entkoppelungstendenz: Die tatsächli-

chen Lebensbedingungen der Menschen in Deutschland sind 

zunehmend unabhängig von der gesamtwirtschaftlichen Lage. 

Die sehr Reichen schweben regelrecht über den konjunktu-

rellen Krisen, während viele Arme auch von einem länger 

andauernden wirtschaftlichen Aufschwung kaum profitieren 

können. Gleichzeitig steigt der Anteil der Gewinn- und Ver-

mögenseinkommen am Volkseinkommen. Und damit wächst 

auch die Bedeutung von privaten Vermögen bzw. Renditen 

und Kapitalgewinnen. Europaweit hat Deutschland die 

höchste Vermögensungleichheit (Grabka/Westermeier 2014). 

Zudem sind Vermögenseinkommen deutlich unabhängiger 

von der konjunkturellen Entwicklung als dies bei den Er-

werbseinkommen der Fall ist. Wenn die Bedeutung von Er-

werbseinkommen abnimmt – am oberen Ende zugunsten 

von Vermögenseinkommen, am unteren zugunsten staatli-

cher Transferzahlungen – verstärkt das die Entkoppelungs-

tendenz zusätzlich.

Um der Persistenz der Einkommens- und Vermögens-

ungleichheit wirksam zu begegnen, bedarf es nicht nur einer 

Fortsetzung der positiven Realeinkommensentwicklung der 

abhängig Beschäftigten insgesamt. Gerade am unteren Ende 

der Einkommensverteilung sind gezielte Maßnahmen nötig 

und möglich:

Insbesondere gilt es, das Mindestlohnniveau zu erhöhen 

und zugleich einer Aushöhlung des Mindestlohns durch wei-

tere Ausnahmen (etwa für Flüchtlinge) vorzubeugen (vgl. 

Amlinger et al. 2014). Ein Schlüssel für eine verstärkte Um-

verteilung von oben nach unten und damit für mehr soziale 

Gerechtigkeit ist darüber hinaus die Wiedereinführung der 

Vermögenssteuer. Private Vermögen werden derzeit gar nicht 

besteuert, sondern nur Kapitalerträge. Hier beträgt der Steu-

ersatz pauschal 25 % – die Umverteilungswirkung dieser Ab-

geltungssteuer ist marginal. Ein weiterer zentraler Punkt: In 

Deutschland werden in den nächsten Jahren exorbitante 

Summen vererbt. Bislang gilt dabei: Wer hat, dem wird ge-

geben. Wenn die Erbschaftssteuer nicht angehoben und vor 

allem deutlich progressiver gestaltet wird, wird mit den Ver-

mögen aber auch ein hohes Ausmaß an sozialer Ungleichheit 

vererbt und damit über Generationen hinweg verfestigt (Bach 

2015). Insgesamt gilt: Die Begrenzung der Ungleichheit muss 

durchaus am unteren Ende des Einkommensreichtums an-

setzen, von zentraler Bedeutung ist aber der verteilungspo-

litische Spielraum bei den „Superreichen“. 

land liegt auch hier im Mittelfeld, etwas unter dem 

EU-Durchschnitt von 16,8 %.9 

6. Fazit

Die deutsche Konjunktur verläuft aufwärts. Die Zahl der 

Erwerbslosen hat einen Tiefstand erreicht und seit einigen 

Jahren steigen auch die realen Löhne und Gehälter wieder. 

Dennoch geht die Einkommensungleichheit nicht zurück, 

sondern steigt zuletzt sogar wieder leicht an. Der konjunk-

turelle Aufschwung schlägt sich nicht in den materiellen 

ABB. 3

Entwicklung der Einkommensungleichheit (Gini-Koeffizient*), 1991 – 2012

*Gini-Koeffizient der verfügbaren Haushaltseinkommen.

Quelle: SOEP Welle 09-30; Berechnungen und Darstellung der Autorin.
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ABB. 4

Einkommensarmut und Einkommensreichtum, 1991 – 2012

Angaben in Prozent

        Armutsquote*                          Reichtumsquote**

*Armutsquote: Anteil der Personen, die in Haushalten mit einem verfügbaren Einkommen von weniger als 60 % des

Medianeinkommens leben. **Reichtumsquote: Anteil der Personen, die in Haushalten mit einem

verfügbaren Einkommen von mehr als 200 % des Medianeinkommens leben.

Quelle: SOEP Welle 09-30; Berechnungen und Darstellung der Autorin.
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9 Vgl. http://ec.europa.eu/eurostat/de/data/database Variable 

tessi010 (letzter Zugriff 16.10.2015).
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